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Entscheidinstanz: Direktion der Justiz und des Innern (Gemeindeamt) 
 
 
Geschäftsnummer: JI-GAZ-2007-127 
 
 
Datum des Entscheids: 17. April 2008 
 
 
Rechtsgebiet: Bürgerrecht  
 
 
Stichwort: Einbürgerung, Nichtigerklärung 
 
 
verwendete Erlasse: Art. 41 Abs. 1 Bürgerrechtsgesetz 
 § 9 Bürgerrechtsverordnung 
 § 7 Abs. 2 lit. b Verwaltungsrechtspflegegesetz 
       
 
Zusammenfassung (verfasst von der Staatskanzlei): 
 
Die Einbürgerung in der Schweiz setzt voraus, dass die gesuchstellende Personen die hiesi-
ge Rechtsordnung beachtet, d.h. keine Straftaten begangen hat, was durch Strafregisteraus-
züge zu belegen ist. Anders als im Erwachsenenstrafrecht sind – im Interesse der straffälli-
gen Kinder und Jugendlichen – nicht alle gegen diese verhängten Strafen und Massnahmen 
im Strafregister verzeichnet. Die Straffreiheit ist für das Einbürgerungsverfahren jedoch eine 
«erhebliche» Tatsache. 
Wer trotz Aufforderung zur Offenlegung sämtlicher (auch nicht in Registern verzeichneter) 
Straftaten solche verheimlicht, d.h. die zuständigen Behörden in einem «falschen Glauben» 
belässt bzw. der Mitwirkungspflicht nicht nachkommt, «erschleicht» die Einbürgerung, die 
aus diesem Grund für nichtig erklärt werden kann. 
Straftaten, die nach rechtskräftigem Abschluss des Einbürgerungsverfahrens begangen wur-
den, sind nur für die Frage von Bedeutung, ob von einer Nichtigerklärung – im Sinne einer 
Ausnahme – abgesehen werden kann. 
 
 
Anonymisierter Entscheidtext (Auszug): 
 

Sachverhalt (gekürzt): 

Nachdem X., geboren 1986, im ordentlichen Einbürgerungsverfahren am **. Juli 2003 das 
Schweizer Bürgerrecht sowie das Bürgerrecht von Stadt und Kanton Zürich – trotz, allerdings 
geringfügiger, Jugendstrafen und daher «im Sinne einer Ausnahme» – erteilt worden war, 
wurde das Gemeindeamt des Kantons Zürich (GAZ) darauf aufmerksam, dass X. vor, wäh-
rend und nach seines Einbürgerungsverfahrens weitere Straftaten (darunter Kapitalverbre-
chen) begangen hat, die X. den Einbürgerungsbehörden nicht bekannt gegeben hatte und 
ihnen auch im Übrigen nicht bekannt waren. 

Mit Schreiben vom **. Juni 2007 informierte das GAZ X., dass gegen ihn ein Verfahren 
betreffend Nichtigerklärung seiner Einbürgerung eingeleitet werde. Mit dem gleichen Schrei-
ben wurde X. im Sinne der Gewährung des rechtlichen Gehörs, die Möglichkeit geboten, sich 
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zum drohenden Verlust seines Schweizer und der damit zusammenhängenden Bürgerrechte 
zu äussern. 

In dieser Stellungnahme wird im Wesentlichen ausgeführt, X. habe das GAZ über seine 
strafrechtlichen Verfehlungen bereits während seines Einbürgerungsverfahrens in Kenntnis 
gesetzt. Dennoch sei seine Einbürgerung erfolgt. Es verstosse gegen das im Verwaltungs-
recht geltende Vertrauensprinzip bzw. den Grundsatz von Treu und Glauben, wenn die Ein-
bürgerungsbehörde nun in voller Kenntnis des Sachverhalts die Einbürgerung wieder aufhe-
ben wolle. Weiter seien die Voraussetzungen für die Nichtigerklärung gemäss Art. 41 Abs. 2 
BüG im vorliegenden Fall nicht erfüllt, da X. aus eigenem Antrieb über hängige jugendstraf-
rechtliche Massnahmen informiert und dabei weder falsche Angaben, noch erhebliche Tat-
sachen verheimlicht habe. Die nach der Einbürgerung eingeleiteten Strafverfahren seien 
nicht massgebend und dürften demnach nicht berücksichtigt werden. Im Übrigen sei die vom 
GAZ ins Auge gefasste Massnahme unverhältnismässig und unangemessen und das Ver-
fahren demzufolge einzustellen. 

 

Es kommt in Betracht: 

[…] 

2. Gemäss Art. 41 Abs. 1 des Bundesgesetzes über Erwerb und Verlust des Schweizer 
Bürgerrechts (BüG; SR 141.0) kann innert fünf Jahren die Einbürgerung nichtig erklärt 
werden, wenn sie durch falsche Angaben oder Verheimlichung erheblicher Tatsachen 
erschlichen wurde. 

 X. wurde das Schweizer und die damit zusammenhängenden Bürgerrechte mit der 
Verfügung des GAZ vom **. Juli 2003 erteilt (§ 34 BüV). Die gesetzliche Frist von fünf 
Jahren gemäss Art. 41 Abs. 1 BüG ist mit dem Erlass der vorliegenden Verfügung 
demnach gewahrt. 

3. Mit den rechtskräftigen Erziehungsverfügungen der Jugendanwaltschaft des Bezirks 
Zürich vom **. Juni 2001 und vom **. April 2006 ist erwiesen, dass X. vor und nach der 
Einreichung seines Einbürgerungsgesuchs vom **. April 2002 bis zum Abschluss des 
Einbürgerungsverfahrens mit der Erteilung des Schweizer Bürgerrechts am **. Juli 
2003 eine Vielzahl von Delikten begangen hat. Darunter findet sich mit einem Raub 
auch ein Kapitalverbrechen. 

 Es steht ausser Zweifel, dass X. unter diesen Voraussetzungen das Schweizer und die 
damit zusammenhängenden Bürgerrechte nicht hätten erteilt werden dürfen, da im 
Zeitpunkt der Bürgerrechtserteilung die Voraussetzung der «Beachtung der Rechts-
ordnung» (Art. 14 lit. c BüG und § 21 Abs. 2 lit. c der Kantonalen Bürgerrechtsverord-
nung [BüV; LS 141.11]) nicht gegeben war; von einem Ausnahmefall hätte nicht mehr 
gesprochen werden können. 

 Dass es gleichwohl zu einer Einbürgerung von X. gekommen ist, hängt mit dessen 
Alter zusammen, das X. während des Einbürgerungsverfahrens hatte. Von der Einrei-
chung des Einbürgerungsgesuchs bis zum Abschluss des Verfahrens hatte X. das 
Mündigkeitsalter nicht erreicht. Diese Feststellung ist insofern relevant, als die Strafge-
setzgebung auf das Mündigkeitsalter abstellt. Gemäss alt Art. 89 StGB, in der bis am 
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31. Dezember 2006 gültigen Fassung (vgl. auch Art. 9 Abs. 2 StGB, in der auf den 
1. Januar 2007 in Kraft getretenen Fassung, i.V.m. Art. 1 Abs. 1 lit. a und Art. 3 Abs. 1 
des Jugendstrafgesetzes [JStG; SR 311.1]), unterstehen Personen, die bis zum voll-
endeten 18. Altersjahr eine mit Strafe bedrohte Tat begangen haben, dem Jugendstraf-
recht. Der Schutz- und Erziehungsgedanke, welcher dem Jugendstrafrecht zugrunde 
liegt (heute ausdrücklich in Art. 2 JStG festgehalten), zeigte sich auch in den Bestim-
mungen über das Schweizerische Strafregister, das unter der Bezeichnung VOSTRA 
geführt wird (vollelektronisches Strafregister). Massgebend für das Jugendstrafrecht 
war hier alt Art. 361 StGB (in der bis am 31. Dezember 2006 gültigen Fassung). Dem-
gemäss wurden ins Strafregister – mit Ausnahme des Verweises, der Arbeitsleistung 
und der Busse – die gegenüber Jugendlichen wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens verhängten Massnahmen und Strafen aufgenommen, wobei die wegen eines 
Vergehens erfolgten Eintragungen von vornherein als gelöscht zu behandeln waren. 
Sodann gab es auch bei eintragungspflichtigen Sanktionen Ausnahmen. Alt Art. 99 
Ziff. 3 StGB (in der bis am 31. Dezember 2006 gültigen Fassung) sah vor, dass die ur-
teilende Behörde verfügen konnte, ein Urteil nicht im Strafregister einzutragen, wenn 
besondere Umstände dies rechtfertigten und der Täter nur eine leichte strafbare Hand-
lung begangen hat. 

 Anders als im Erwachsenenstrafrecht sind nicht alle Delikte bzw. nicht alle ausgefällten 
Sanktionen gegenüber Kindern und Jugendlichen im Strafregister verzeichnet. Dies 
wie bereits ausgeführt gerade im Interesse der straffälligen Kinder und Jugendlichen. 
Darüber hinaus sind eingeleitete Strafverfahren, die noch nicht durch eine Verfügung 
oder ein Urteil abgeschlossen wurden, bei Kindern und Jugendlichen generell nicht im 
Strafregister verzeichnet. Dies wiederum im Gegensatz zu eingeleiteten Strafverfahren 
gegenüber Erwachsenen. Wenn die Einbürgerungsbehörden demnach allein auf das 
VOSTRA abstellen, ergibt dies bei Kindern und Jugendlichen kein vollständiges Bild 
über das strafrechtliche Verhalten. 

 Die geschilderten Umstände waren den Einbürgerungsbehörden auf allen Ebenen 
auch geraume Zeit nach der Einbürgerung von X. nicht bekannt. Abklärungen über den 
unbescholtenen Ruf (im Sinne von Art. 14 lit. c BüG) wurden zu Beginn des Einbürge-
rungsverfahrens vorgenommen und zwar für Erwachsene sowie Kinder und Jugendli-
che gleichermassen. Weiter erfolgte eine nochmalige Abklärung kurz vor Verfahrens-
schluss durch die für die Erteilung der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung zu-
ständigen Bundesbehörde. Allerdings hatten auch die Bundesstellen – wie bereits aus-
geführt – nicht in allen Fällen Zugriff auf Informationen zu Strafverfahren gegen Kinder 
und Jugendliche. 

 Wie bereits erwähnt, wurde das GAZ aufgrund verschiedener Hinweise und Vorkomm-
nisse auf das nicht deklarierte strafrechtliche Verhalten von X. aufmerksamt. Die vor-
genommenen Abklärungen des GAZ haben gezeigt, dass bei der Prüfung des unbe-
scholtenen Rufes Lücken in der zuvor beschriebenen Art bestehen, die bislang nie 
aufgefallen sind und wie weiter oben beschrieben im Schutzgedanke des Jugendstraf-
rechts gründen. In Zusammenarbeit mit der Jugendstaatsanwaltschaft konnten diese 
Lücken zwischenzeitlich geschlossen werden. So wird etwa bei jedem Jugendlichen, 
der sich für das Schweizer Bürgerrecht bewirbt, in einer standardisierten Nachfrage bei 
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der Jugendstaatsanwaltschaft um Auskunft über offene oder abgeschlossene jugend-
strafrechtliche Vorgänge ersucht. 

4. a) Wie der Rechtsvertreter von X. zutreffend festhält, war das GAZ bei Erlass seiner Ver-
fügung vom **. Juli 2003, mit der die Rechtskraft der Einbürgerung festgestellt wurde 
(§ 34 BüV), über verschiedene strafrechtliche Verfehlungen von X. im Bilde. Hierbei 
handelte es sich aber nur um die … beschriebenen Delikte. Entgegen der Behauptung 
des Rechtsvertreters von X. hat der Letztgenannte weder aus eigenem Antrieb noch 
lückenlos über seine begangenen Straftaten informiert. Die Information an das GAZ 
über die Erziehungsverfügung der Jugendanwaltschaft Zürich vom **. August 2000 er-
folgte nur wegen der ausdrücklichen Aufforderung des Amtes. Darüber hinaus war das 
GAZ – für X. klar erkennbar – nur über die Erziehungsverfügung vom **. August 2000 
im Bilde und X. machte keinerlei Hinweis zu den Delikten, welche mit der Erziehungs-
verfügung der Jugendanwaltschaft des Bezirks Zürich vom **. Juni 2001 sanktioniert 
wurden. Erschwerend kommt hinzu, dass X. auch den Raub vom **. Dezember 2002 
verschwieg, der also genau einen Tag vor seinem Schreiben an das GAZ erfolgte. 
Obwohl dieser Raub erst mit der Erziehungsverfügung der Jugendanwaltschaft des 
Bezirks Zürich vom **. April 2006 geahndet wurde, war sich X. beim Verfassen seines 
Schreibens ohne jeden Zweifel seiner Schuld und der Relevanz seiner Verfehlung für 
das laufende Einbürgerungsverfahren bewusst. 

b) Wie bereits unter Ziffer 2 ausgeführt, kann die Einbürgerung von X. gestützt auf Art. 41 
BüG nichtig erklärt werden, wenn sie durch falsche Angaben oder Verheimlichung er-
heblicher Tatsachen erschlichen worden ist. Hierbei genügt das blosse Fehlen der Ein-
bürgerungsvoraussetzungen für eine Nichtigerklärung nicht. Diese setzt vielmehr vor-
aus, dass diese erschlichen, das heisst in einem unlauteren und täuschenden Verhal-
ten erwirkt worden ist (BGE 128 II 97 E. 3a; 130 II 482 E. 2; 132 II 113 E. 3.1). Arglist 
(zum Beispiel durch das Aushecken eines besonders raffinierten Plans) im Sinne des 
strafrechtlichen Betrugstatbestandes ist aber nicht erforderlich. Immerhin ist notwendig, 
dass der Betroffene bewusst falsche Angaben macht bzw. die Behörde bewusst in ei-
nem falschen Glauben lässt und so den Vorwurf auf sich zieht, es unterlassen zu ha-
ben, die Behörde über eine erhebliche Tatsache zu informieren (BGE 130 II 482 E. 2; 
132 II 113 E. 3.1). Als «erheblich» sind hier – wie bei der Anwendung der praktisch 
gleichlautenden Art. 62 lit. a und Art. 63 Abs. 1 lit. a des Bundesgesetzes über die Aus-
länderinnen und Ausländer (AuG; SR 142.20) – nicht nur solche Tatsachen einzustu-
fen, nach denen die Behörde im Einbürgerungsverfahren ausdrücklich gefragt hat, 
sondern auch solche, von denen der Gesuchsteller wissen muss, dass sie für die Ein-
bürgerung bedeutsam sind. Ein Ausländer muss davon ausgehen, dass die Behörde 
im Verfahren der Einbürgerung daran interessiert ist zu wissen, ob er sich während 
seines Aufenthalts in der Schweiz strafbar gemacht hat, das heisst ob er sich an die 
schweizerische Rechtsordnung gehalten hat oder nicht. Es muss ihm klar sein, dass es 
sich dabei um eine erhebliche Tatsache handelt, die er der Behörde offenbaren muss 
(Urteil des Bundesgerichtes 2A.485/2003 vom 20. Februar 2004, E. 2.1; dem Urteil lag 
noch Art. 9 Abs. 4 lit. a des Bundesgesetzes über Aufenthalt und Niederlassung der 
Ausländer zu Grunde, welches durch das AuG abgelöst wurde). 
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 Dies gilt im besonderen Masse gerade auch für X., der, wie gesehen, vom GAZ zur 
Bekanntgabe seiner Straftaten aufgefordert wurde, ansonsten das Einbürgerungsge-
such nicht weiter bearbeitet werden konnte. Weiter steht schon auf dem Formular für 
das Einbürgerungsgesuch, das von X. unterzeichnet wurde, dass von den Einbürge-
rungsbehörden ein Auszug aus dem Strafregister sowie aus dem Register für hängige 
Strafverfahren eingeholt werden darf. Ohnehin müssen Gesuchsteller ihrem Einbürge-
rungsgesuch einen Strafregisterauszug beilegen (§ 2 Ziff. 2 BüV), was auch im vorlie-
genden Fall geschah. Schliesslich gilt wie für die Schweiz auch für den Kosovo (bis vor 
kurzem völkerrechtlich eine Provinz der Republik Serbien), aus dem X. und seine El-
tern stammen, dass eine Einbürgerung nur dann möglich ist, wenn der Ausländer noch 
nicht bestraft worden ist, mithin die Rechtsordnung des Landes beachtet hat (Art. 12 
des Gesetzes über die Staatsbürgerschaft der Republik Serbien). Auf mangelnde Ver-
trautheit mit den hiesigen Einbürgerungsvoraussetzungen kann sich X. demnach nicht 
berufen. 

 Das Interesse der Einbürgerungsbehörden an Informationen über den strafrechtlichen 
Leumund muss so für jeden Gesuchsteller offenkundig werden. 

c) In verfahrensrechtlicher Hinsicht richtet sich die ordentliche Einbürgerung vor den 
kommunalen und kantonalen Behörden nach den Bestimmungen des Verwaltungs-
rechtspflegegesetzes (VRG; LS 175.2) und der BüV. Das VRG ist vom Untersu-
chungsgrundsatz und vom Prinzip der Rechtsanwendung von Amtes wegen beherrscht 
(§ 7 Abs. 1 und 4 VRG). Der Untersuchungsgrundsatz im Sinne von § 7 Abs. 1 VRG 
besagt, dass die Verwaltung – im vorliegenden Fall die Einbürgerungsbehörden – den 
Sachverhalt von Amtes wegen festzustellen haben. In einem solchen (Einbürgerungs-) 
Verfahren, das eine Partei durch ein Begehren einleitet, ist diese allerdings aufgrund 
von § 7 Abs. 2 VRG gehalten, an der Feststellung des Sachverhaltes mitzuwirken. 

 Eine Mitwirkungspflicht kann sich über die gesetzlichen Tatbestände hinaus zusätzlich 
daraus ergeben, dass die Beteiligten gehalten sind, sich in einem Verfahren nach Trau 
und Glauben zu verhalten (vgl. KÖLZ/BOSSHART/RÖHL, Kommentar zum Verwaltungs-
rechtspflegegesetz des Kantons Zürich, 2. Auflage, Zürich 1999, § 7 VRG, N 59). Der 
Grundsatz von Treu und Glauben gemäss Art. 5 Abs. 3 BV gebietet nicht nur den Be-
hörden – wie vom Rechtsvertreter von X. vorgebracht – sondern auch den Privaten 
loyales und vertrauenswürdiges Verhalten und verbietet ihnen, sich in ihren öffentlich-
rechtlichen Rechtsbeziehungen rechtsmissbräuchlich zu verhalten (HÄFELIN/MÜLLER/ 
UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 5. Auflage, Zürich 2006, N 623 und 715 ff.). 
Wer folglich einer Behörde bewusst eine für diese wichtige Information vorenthält, kann 
sich nicht auf den Untersuchungsgrundsatz berufen und den Behörden vorwerfen, sie 
hätten ihre Pflichten verletzt. Eine solche Vorgehensweise ist mit dem Gebot von Treu 
und Glauben nicht vereinbar (Art. 5 Abs. 3 BV). 

 Umfang und Art der Mitwirkungspflicht richten sich grundsätzlich nach der Zumutbar-
keit und der Verhältnismässigkeit. Die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung verfolgt 
die Tendenz, die Mitwirkungspflicht der Verfahrensbeteiligten extensiv zu interpretieren 
(vgl. KÖLZ/BOSSHART/RÖHL, a.a.O., § 7 VRG, N 61, mit Verweisen auf die Rechtspre-
chung). Im Allgemeinen endet die behördliche Untersuchungspflicht und beginnt die 
Mitwirkungspflicht der Verfahrensbeteiligten dort, wo keine besonderen Umstände und 
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Anhaltspunkte in den Akten es den Verwaltungsbehörden nahelegen, den vorgelegten 
Sachverhalt weiter zu erforschen. Daraus folgt, dass die Beteiligten auf besondere, 
dem äusseren Anschein oder der allgemeinen Lebenserfahrung widersprechende Ver-
hältnisse hinzuweisen haben (vgl. Kölz/Bosshart/Röhl, a.a.O., § 7 VRG, N 62; sowie 
HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, a.a.O., N 1630, mit Verweisen auf die Rechtsprechung). 

 Die dem Verwaltungsrecht eigene Mitwirkungs- bzw. Auskunftspflicht besteht gemäss 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung selbst dann, wenn sich die Auskunft zum 
Nachteil des Rechtsunterworfenen auswirkt. Weiss der Gesuchsteller, dass die fragli-
chen Voraussetzungen im Zeitpunkt der Einbürgerung erfüllt sein müssen, ergibt sich 
aus der gleichen Überlegung auch seine Pflicht, die Behörde auch ohne Aufforderung 
über eine nachträgliche Änderung der Verhältnisse zu orientieren, von der er weiss 
oder wissen muss, dass sie einer Bewilligung entgegensteht. Die Behörde darf sich 
darauf verlassen, dass die vormals erteilten Auskünfte (auch in Form eingereichter 
oder einzuholender Unterlagen) bei passivem Verhalten des Gesuchstellers nach wie 
vor der Wirklichkeit entsprechen (vgl. zum Ganzen BGE 132 II 113 E. 3.2). 

 Im Übrigen wird eine Mitwirkungspflicht im Einbürgerungsverfahren nicht nur durch die 
Tatsache begründet, dass ein solches Verfahren auf Begehren des Einbürgerungskan-
didaten eingeleitet wird (§ 7 Abs. 2 lit. a VRG). Im Sinne von § 7 Abs. 2 lit. b VRG hat 
bei der ordentlichen Einbürgerung von Ausländern die gesuchsstellende Person ge-
stützt auf § 9 BüV (i.V.m. § 19 BüV) den Nachweis für die Erfüllung der Einbürgerungs-
voraussetzungen zu erbringen (insbesondere bezüglich des unbescholtenen Rufs ge-
mäss § 6 BüV), soweit es ihr zuzumuten ist. Diese gesetzliche Spezialbestimmung für 
das Einbürgerungsverfahren statuiert demnach gar eine Nachweispflicht, welche über 
die allgemeine Mitwirkungspflicht des VRG hinausgeht. 

d) Aus den bisherigen Erwägungen ergibt sich, dass X. – entgegen der Meinung seines 
Rechtsvertreters – die Einbürgerungsbehörden auf weitere abgeschlossene und lau-
fende Strafverfahren hätte hinweisen müssen. 

 Dies gilt umso mehr, als X. zunächst selbst den Anschein einer «sauberen Weste» 
erweckte, indem er seinen makellosen Auszug aus dem Strafregister vom **. April 
2002 kommentarlos einreichte, obwohl er zu jenem Zeitpunkt bereits eine Vielzahl von 
gravierenden Delikten begangen hatte. X. musste von allen Beteiligten am besten wis-
sen, dass zwischen dem makellosen strafrechtlichen Leumund, der ihm durch den 
Auszug aus dem Strafregister attestiert wurde und der tatsächlichen Situation ein kras-
ser Widerspruch besteht. 

 Als unlauter und täuschend muss auch das Schreiben von X. an das GAZ vom **. De-
zember 2002 betrachtet werden, da mit diesem Schreiben weder auf den tags zuvor 
begangenen Raub, noch auf die Erziehungsverfügung vom **. Juni 2001 und die damit 
zusammenhängenden Delikte hingewiesen wurde. Ohne jeden Zweifel hat X. diesen 
Umstand den Einbürgerungsbehörden gegenüber bewusst verschwiegen. 

 Im weiteren Verlauf seines Einbürgerungsverfahrens wäre es X. ein Leichtes gewesen, 
die Einbürgerungsbehörden über sein nicht deklariertes strafbares Verhalten bzw. über 
weitere laufende Strafverfahren zu informieren. Dies gilt umso mehr, als die Einbürge-
rungsbehörden nach einer zweimaligen Prüfung des Strafregisters zu Beginn und am 



  Staatskanzlei des Kantons Zürich 
  www.ZHEntscheide.zh.ch 

 

   7 / 7 

Ende des Einbürgerungsverfahrens, der guten Prognose durch die Jugendanwaltschaft 
des Bezirks Zürich und gerade auch wegen der Jugendlichkeit von X. nicht misstrau-
isch sein mussten. Darüber hinaus konnten sich die Einbürgerungsbehörden im rele-
vanten Zeitraum wegen der Jugendlichkeit von X. über laufende Strafverfahren gar 
nicht zuverlässig informieren.  

5. a) Zusammenfassend ist festzuhalten, dass X. seine Einbürgerung wegen Verheimli-
chung erheblicher Tatsachen erschlichen hat. Aufgrund seiner Mitwirkungspflicht wäre 
X. verpflichtet gewesen, die Einbürgerungsbehörden über sein strafbares Verhalten zu 
informieren. Dies hat er aber bewusst unterlassen. 

b) Die strafrechtlichen Verurteilungen von X. wiegen schwer. Die begangenen Delikte 
lassen erkennen, dass X. vor Gewaltanwendung nicht zurückschreckt. Überdies fällt 
auf, dass sich X. durch die ausgefällten Strafen nicht hat beeindrucken und von weite-
ren Delikten – über den Zeitpunkt der Einbürgerung hinaus – nicht hat abhalten lassen. 

 Wie der Rechtsvertreter von X. zutreffend festhält, sind bei der Frage, ob der Letztge-
nannte seine Einbürgerung erschlichen hat, nur jene Delikte massgebend, welche vor 
der Einbürgerung begangen wurden. Demgemäss liegen den vorstehenden Erwägun-
gen denn auch nur jene Delikte zu Grunde, welche von X. vor dem **. Juli 2003 be-
gangen wurden. 

 Das strafrechtliche Verhalten nach der Einbürgerung ist aber insofern von Relevanz, 
als von einer Nichtigerklärung – im Sinne einer Ausnahme – abgesehen werden kann. 
Mit anderen Worten: Wenn sich der Fehlbare nach seiner Einbürgerung einwandfrei 
verhält und sich eine positive Entwicklung erkennen lässt, darf von einer Nichtigerklä-
rung Umgang genommen werden. Das ist bei X. gerade nicht der Fall. Entgegen der 
Behauptung seines Rechtsvertreters hat sich X. in den letzten drei Jahren – zuletzt 
noch am **. November 2007 – mehrmals strafbar gemacht, wobei das Vergehen gegen 
das BetmG, die Körperverletzung und die grobe Verletzung der Verkehrsregeln beson-
ders ins Gewicht fällt. 

 Daraus lässt sich ohne weiteres der Schluss ziehen, dass X. nicht gewillt scheint, sich 
an die Schweizerische Rechts¬ordnung zu halten. Die zahlreichen und zudem massi-
ven Verstösse gegen gesetzliche Vorschriften begründen ein klares öffentliches Inte-
resse, X. das Schweizer und die damit zusammenhängenden Bürgerrechte zu entzie-
hen. Von einer unverhältnismässigen und unangemessenen Massnahme kann also 
keinesfalls die Rede sein. 

c) Gestützt auf Art. 41 Abs. 1 BüG wird die Einbürgerung von X. vom **. Juli 2003 des-
halb für nichtig erklärt. 

[…] 

 


